
Zweifel, weil § 38 Abs. 2 S. 1 BNatSchG die Aufgabe der 
Erstellung von Artenhilfsprogrammen den Ländern zu-
weist. Mögen dort auch zugleich die „zuständigen Behörden 
des Bundes“ angesprochen sein, beziehen sich die diesbe-
züglichen Pflichten allein auf die deutsche ausschließliche 
Wirtschaftszone und den Festlandsockel. 74 Die abseits die-
ser Meeresbereiche erfolgende „Verdrängung von Länderkom-
petenzen“ ist ein Indiz dafür, dass es sich nicht um eine zen-
tral zu erledigende Aufgabe handelt. 75 Dafür spricht zudem, 
dass die Konzeption von Artenhilfsprogrammen die Erhe-
bung artbezogener Grundlagendaten erfordert, die von den 
Ländern in Erfüllung der gesetzlichen Pflicht zur fortlau-
fenden Beobachtung von Natur und Landschaft (§ 6 Abs. 2 
BNatSchG) beschafft und dem Bundesamt zur Verfügung 
gestellt werden müssten. Es kommt hinzu, dass die vom 
BfN artspezifisch konzipierten Artenhilfsmaßnahmen um-
gesetzt und vor Ort verwirklicht werden müssen. Das lässt 
einen starken Bezug zu den örtlichen Gegebenheiten er-
kennen, der die Zentralität der in § 45 d BNatSchG thema-
tisierten Aufgabe gleichfalls in Frage stellt. 76

Unabhängig davon sind die Verwaltungen des Bundes 
und der Länder grundsätzlich in funktioneller und orga-
nisatorischer Hinsicht voneinander getrennt (Art. 30, 83 ff. 
GG). Dies erfordert eine klare und auf Vollständigkeit an-
gelegte Zuordnung der Kompetenzen, 77 mit der eine dop-
pelte Verwaltungszuständigkeit von Bund und Ländern 
für den gleichen Sachgegenstand nicht vereinbar ist. Dem 
läuft § 45 d Abs. 1 S. 1 BNatSchG zuwider, weil das BfN 
mit Aufgaben betraut wird, die ausweislich des § 38 Abs. 2 
BNatSchG von den Ländern zu erfüllen sind. Der Über-
schneidungsbereich beider Vorschriften ist beträchtlich und 
bringt es mit sich, dass es zu einer Verdoppelung der Ver-
waltungszuständigkeit von Bund und Ländern für den glei-
chen Sachgegenstand kommt. Das ist aus den genannten 
verfassungsrechtlichen Gründen nicht hinnehmbar. 

V. Fazit

Die Artenhilfsprogramme sind gut gedacht, in der konkre-
ten Art ihrer Ausgestaltung aber noch nicht gut gemacht. 
Die Konkretisierung der Signifikanzschwelle ist aus ver-
fassungsrechtlicher Sicht durchaus zu begrüßen und lässt 
trotz gewisser Unzulänglichkeiten die Erwartung berech-
tigt erscheinen, dass die Arbeit der Genehmigungsbehör-
den erleichtert wird. Dennoch überwiegt der Eindruck, 
dass Schutzstandards des Artenschutzrechts namentlich 
durch die Festlegung der Zumutbarkeitsschwelle für Ab-
schaltanordnungen und die Sondervorschriften für die Er-
teilung artenschutzrechtlicher Verbotsausnahmen und das 
Repowering abgebaut wurden, ohne dass sich damit ein 
substanzieller Gewinn für einen beschleunigten Ausbau der 
Windenergie verbände. Ganz im Gegenteil sind die neuen 
Vorschriften geeignet, gerichtliche Auseinandersetzung zu 
provozieren, weil sie in verschiedener Hinsicht hinter den 
Anforderungen des europäischen Artenschutzrechts zu-
rückbleiben. Das trägt sicherlich nicht zur Beschleunigung 
der Verfahren oder zur Verbesserung der Rechtssicherheit 
der Investoren bei. Insgesamt fällt die Bilanz ernüchternd 
aus und lässt befürchten, dass weder der „Turbo der Frei-
heitsenergien“ gezündet noch den gefährdeter Tierarten die 
längst überfällige Unterstützung gewährt wird.

Infolge des russischen Überfalls auf die Ukraine möchte die Bundes-
republik Deutschland den Import von Energieträgern aus Russland 
– insbesondere von Erdgas – stark verringern und lang fristig einstel-
len. Um sich aus der energiepolitischen Abhängigkeit zu lösen, soll 
deshalb Flüssigerdgas (LNG) aus anderen Ländern importiert wer-
den. Da es an der dafür notwendigen Infrastruktur auf deutschem 
Boden und in deutschen Gewässern bislang fehlt, wurde das LNG-
Beschleunigungsgesetz erlassen. Das LNGG ermöglicht es unter an-
derem, schwimmende LNG-Terminals und die weiteren damit ver-
bundenen Infrastrukturvorhaben ohne Durchführung einer eigentlich 
notwendigen Umweltverträglichkeitsprüfung vor der deutschen Küste 
zu errichten. Dieser Beitrag widmet sich der Frage, ob die Befreiung 
von der UVP-Pflicht mit europäischem Recht vereinbar ist.
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1. Einleitung

Deutschland war und ist im Energiesektor von Russland 
abhängig. 1 Diese Abhängigkeit wurde spätestens mit Be-
ginn des völkerrechtswidrigen russischen Angriffskrie-
ges gegen die Ukraine zu einem massiven energie-, wirt-
schafts- und sicherheitspolitischen Problem. Deutlich wird 
dies vor allem beim Erdgas: Mehr als die Hälfte der deut-
schen Importe stammt bislang aus Russland. 2 Die deutsche 
Energiesicherheit liegt zu großen Teilen in den Händen der 
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Stand 20. 7. 2022, abrufbar unter https://www.bmwk.de/Re-
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Zulieferer und damit – zumindest mittelbar – im Belie-
ben des Kremls. Um sich aus diesem energiewirtschaftli-
chen Würgegriff zu lösen, möchte die Bundesregierung die 
Abhängigkeit von Energieträgern aus Russland möglichst 
schnell beenden; 3 auch um Wladimir Putins Kriegskasse 
nicht (weiter) zu füllen. 4

1.1 Erhöhung des LNG-Imports

Aufgrund der schlechten Substituierbarkeit durch andere 
Energieträger muss Gas nun aus alternativen Quellen bezo-
gen werden. Im Fokus steht vor allem der Import von Flüs-
sigerdgas (sog. Liquefied Natural Gas, LNG). Bevor die-
ses per LNG-Tanker verschifft wird, wird das Erdgas nach 
der Förderung auf -162 °C heruntergekühlt und verflüs-
sigt. 5 Die Regasifizierung und die Einspeisung am Zielort 
erfolgen in sog. LNG-Terminals. 6 Bislang verfügt Deutsch-
land nicht über eine geeignete Infrastruktur zur Anlan-
dung großer Mengen LNG. 7 Selbst die bereits vorhande-
nen, für Deutschland teilweise nutzbaren europäischen 
LNG-Terminals können die für Europa benötigten Kapa-
zitäten nur zu einem geringen Teil abdecken. 8 Aus diesem 
Grund sollen langfristig an verschiedenen Küstenstandor-
ten Landterminals errichtet werden. Solche sind bereits in 
Stade, Wilhelmshaven und Brunsbüttel geplant; 9 ein vor-
zeitiger Baubeginn für ein LNG-Terminal in Wilhelms-
haven wurde durch die zuständige Behörde zwischenzeit-
lich sogar genehmigt. 10 Aufgrund der Langwierigkeit der 
Planung und Fertigstellung solcher Großprojekte ist jedoch 
nicht mit einer Inbetriebnahme von festen LNG-Termi-
nals vor 2026 zu rechnen. 11 Bis dahin sollen sog. statio-
näre schwimmende LNG-Terminals (Floating Storage and 
Regasification Units, FSRU) die Regasifizierung und die 
Einspeisung in das Gasversorgungsnetz übernehmen. 12 Aus 

diesem Grund hat Deutschland bislang vier FSRU ange-
mietet; zwei dieser Terminals sollen noch in diesem Jahr in 
Betrieb gehen. 13

1.2 Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen 

Um den Import großer Mengen Flüssigerdgas schnell und 
effizient zu ermöglichen, hat der Bundestag mit Zustim-
mung des Bundesrates das LNG-Beschleunigungsgesetz 
(LNGG) 14 erlassen, welches am 1. 6. 2022 in Kraft getre-
ten ist. Mit dem Gesetz soll unter anderem der Bau von 
bis zu vier festen LNG-Terminals ermöglicht werden; ur-
sprünglich waren sogar elf im Gespräch. 15 Neben den da-
mit einhergehenden vergaberechtlichen Erleichterungen 
steht unter anderem § 4 LNGG – vor allem bei Umwelt-
verbänden – in der Kritik. 16 Dieser erklärt die Regelungen 
des UVPG 17 für gewisse Vorhaben im Rahmen des LNG-
Ausbaus für unanwendbar und befreit diese damit von der 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP). Der nachfolgende Beitrag beschäftigt sich 
nach einer kurzen inhaltlichen Erläuterung des § 4 LNGG 
mit dessen Europarechtskonformität. Es soll untersucht 
werden, ob die Sonderbehandlung der LNG-Infrastruktur 
hinsichtlich einer Befreiung von der UVP-Pflicht mit eu-
ropäischem Recht vereinbar ist oder unionsrechtliche Be-
denken bestehen und getreu dem Motto „Not kennt kein 
Gebot“ der Zweck die Mittel heiligen soll. 18 Unbeachtet 
bleiben in dieser Untersuchung ein möglicher Verstoß ge-
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gen den Grundsatz des effektiven Rechtsschutzes 19 und die 
Vereinbarkeit des LNGG mit dem Bundes-Klimaschutz-
gesetz.

2. Inhalt des § 4 LNGG

2.1 Nichtanwendung UVP-rechtlicher Verfahrensschritte
2.1.1 Die konkreten Verfahrensabstriche

§ 4 Abs. 1 LNGG ordnet für gewisse Vorhaben die Nicht-
anwendbarkeit des UVPG an. Aus diesem Grund entfallen 
sowohl die Pflicht zur Erstellung eines UVP-Berichts (§ 16 
UVPG) 20 als auch die Aufgabe der zuständigen Behörde, 
die Öffentlichkeit nach den UVP-rechtlichen Vorschrif-
ten zu beteiligen (§§ 18 ff. UVPG) 21. Außerdem muss we-
der eine zusammenfassende Darstellung (§ 24 UVPG) noch 
eine begründete Bewertung erstellt werden (§ 25 Abs.  1 
UVPG). 22 Gem. § 4 Abs.  2 LNGG entfallen die entspre-
chenden Verfahrensschritte auch, wenn sie sich nicht di-
rekt aus dem UVPG, sondern aus dem jeweiligen Fachrecht 
ergeben. Die materiell-rechtlichen fachgesetzlichen Zulas-
sungsvoraussetzungen bleiben gem. § 4 Abs. 3 LNGG dage-
gen unberührt, sofern sich aus den weiteren Bestimmungen 
des LNGG nichts anderes ergibt.

2.1.2 Privilegierte Vorhaben

Die Nichtanwendung der UVP-rechtlichen Verfahrens-
schritte gilt gem. § 4 Abs. 1 LNGG zunächst für die stati-
onären schwimmenden Anlagen zur Einfuhr, Entladung, 
Lagerung und Wiederverdampfung des verflüssigten Erd-
gases (§ 2 Abs.  1 Nr.  1 LNGG). In den FSRU wird das 
flüssige Erdgas von den LNG-Tankern umgeladen und un-
ter Nutzung von Seewasser durch Erhitzung erneut in ei-
nen gasförmigen Zustand umgewandelt. 23 Das wiederver-
dampfte Gas wird dann aus der schwimmenden Anlage 
über eine kurze Verbindungsleitung in die Hafenanlage 
gepumpt und von dort ins Gasfernleitungsnetz einge-
speist. 24 Um diese Einspeisung zu ermöglichen, ist der Bau 
von LNG-Anbindungsleitungen (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 LNGG) 
notwendig. Deshalb findet das UVPG auch bei Leitungen, 
die der Anbindung von LNG-Terminals – unabhängig 
ob schwimmend oder landgebunden – an das Gasversor-
gungsnetz dienen, keine Anwendung. Dasselbe gilt für ent-
sprechende Dampf- oder Warmwasserpipelines (§ 2 Abs. 1 
Nr.  5 LNGG), sofern sie für den Betrieb der LNG-Ter-
minals notwendig sind. Soweit noch keine entsprechenden 
Häfen vorhanden sind oder die vorhandene Infrastruktur 
nicht die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt, um LNG 
umschlagen zu können, ist ein Umbau des Hafens notwen-
dig. 25 Aus diesem Grund findet das UVPG auch für Ge-
wässerausbauten und die Gewässerbenutzung (§ 2 Abs.  1 
Nr. 4 LNGG) hier keine Anwendung. Typische Maßnah-
men sind in diesem Zusammenhang das Schaffen oder Ver-
größern der Zufahrten für die LNG-Tankschiffe durch eine 
Vertiefung des Hafens sowie die Nutzung des Seewassers 
zur Regasifizierung des LNG. 26 

Entgegen dem Gesetzesentwurf der Regierungsfraktio-
nen wurde für stationäre landgebundene Anlagen zur Ein-
fuhr, Entladung, Lagerung und Wiederverdampfung ver-
flüssigten Erdgases (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 LNGG) nun doch keine 
Ausnahme von den UVP-rechtlichen Vorschriften festge-
legt. 27 Die nachträgliche Änderung des Entwurfs diene der 
Stärkung der Rechtssicherheit der Betroffenen und soll 
Klagen, die in der Regel mit einem großen Zeitverlust ein-
hergehen, abwenden. 28 Der Grund für die abweichende Be-
handlung liege auch darin, dass die FSRU sehr kurzfristig 
benötigt werden, um bereits ab diesem Winter von russi-
schem Gas unabhängiger werden zu können. 29

2.1.3 Tatbestandsmerkmale 

Voraussetzung für die Nichtanwendung der UVP-recht-
lichen Verfahrensvorschriften ist, dass die beschleunigte 

Zulassung eines konkreten Vorhabens geeignet ist, einen 
relevanten Beitrag zu leisten, um eine Krise der Gasversor-
gung zu bewältigen oder abzuwenden (§ 4 Abs. 1 LNGG). 
Die Erfüllung dieser Anforderungen ist jeweils von der Be-
hörde im Einzelfall festzustellen. Der administrative Ent-
scheidungsträger muss zu dem Schluss kommen, dass eine 
beschleunigte Zulassung unter Verzicht auf Verfahrens-
schritte nach dem UVPG einen relevanten Beitrag leisten 
kann, eine drohende Krise der Gasversorgung in Deutsch-
land zu bewältigen oder abzuwenden, weil in dieser Kri-
sensituation auch eine in Monaten oder Wochen gemessene 
Verzögerung und damit potentielle Versorgungslücke un-
bedingt zu vermeiden ist. 30 Es handelt sich dabei um be-
sonders zu dokumentierende behördliche Entscheidungen, 
für die die zuständige Behörde in der Regel auf weitere 
Informationen angewiesen ist, auf die sie typischerweise 
keinen Zugriff hat. 31 Die Vorschrift erfasst sowohl Kon-
stellationen, in denen die Krise der Gasversorgung bereits 
besteht, als auch Fälle, in denen eine Krise der Gasversor-
gung droht. 32

Die Gesetzesbegründung gibt Aufschluss, wann (nach 
Auffassung des Gesetzgebers) LNG-Terminals einen „rele-
vanten Beitrag“ für die Gasversorgung leisten: Ein solcher 
soll dann anzunehmen sein, „wenn über die konkrete Anlage 
mehr als nur gering fügig LNG eingespeist werden kann und soll 
und die Gasmangellage weiterhin vorliegt oder weiter droht, wofür 
eine Gaswarnstufe nach dem Notfallplan Gas nach der Verord-
nung (EU) 2017/1938 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 25. Oktober 2017 über Maßnahmen zur Gewährleistung 
der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung 
(EU) Nr. 994/2010 (SoS-VO) ein Indiz ist, und sie nicht zwi-
schenzeitlich durch andere neu hinzugekommene sichere Bezugs-
quellen dauerhaft weggefallen ist.“ 33
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Von einer mengenmäßigen Relevanz sei auszugehen, so-
fern das Vorhaben eine jährliche Regasifizierungskapazität 
von mindestens  5  Milliarden Kubikmetern erreicht bzw. 
überschreitet. 34 Sowohl bei den Anbindungsleitungen als 
auch bei den Gewässerausbauten und der Gewässerbenut-
zung sei von einem relevanten Beitrag regelmäßig auszu-
gehen, wenn sie zur Anbindung bzw. für die Errichtung 
und den Betrieb von Anlagen benötigt werden, für die die 
Behörde nach ihrer Einschätzung von einem solchen Bei-
trag ausgeht. 35

2.2 Informationspflichten
2.2.1 Öffentlichkeit

Nach § 4 Abs. 4 S. 1 LNGG sind der Öffentlichkeit vor 
der Zulassung der verfahrensprivilegierten Vorhaben be-
stimmte Informationen zugänglich zu machen. Das sind 
der Entwurf der Zulassungsentscheidung einschließlich 
der Begründung (Nr. 1), die wesentlichen Antragsunter-
lagen einschließlich der Unterlagen, mit denen die we-
sentlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt 
dargestellt werden (Nr. 2), sowie die Gründe für die Ge-
währung der Ausnahme von den Anforderungen nach 
dem UVPG (Nr. 3). Die Zugänglichmachung hat für die 
Dauer von vier Tagen gem. § 4 Abs. 4 S. 2 LNGG mit-
tels Auslegung in den Räumen der Zulassungsbehörde und 
mittels Veröffentlichung auf der Internetseite der Zulas-
sungsbehörde zu erfolgen. Sollte es technisch mit gerin-
gem Aufwand möglich sein und zu keinen Verzögerungen 
führen, ist die zuständige Behörde angehalten, die Infor-
mationen zusätzlich über das jeweils einschlägige zentrale 
Internetportal (UVP-Portal des Bundes oder der Länder) 
zugänglich zu machen. Die Zugänglichmachung nach § 4 
Abs.  4 LNGG hat entsprechend europäischer Anforde-
rungen die Aufgabe, ein Mindestmaß an Transparenz si-
cherzustellen; die Veröffentlichung in den UVP-Portalen 
dient außerdem dazu, die Auffindbarkeit der Informati-
onen zu erleichtern. 36 Die Vorgaben zur Zugänglichma-
chung betreffen nur abschließende Zulassungstatbestände. 
§ 4 Abs. 4 LNGG findet keine Anwendung bei vorläufigen 
Entscheidungen über vorläufige Maßnahmen, wie bei ei-
nem vorzeitigen Baubeginn oder einer vorzeitigen Besitz
einweisung. 37

2.2.2 EU-Kommission und BMUV

Gem. § 4 Abs. 5 S. 1 LNGG hat das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz die Europäische Kommission vor Erteilung 
der Zulassungsentscheidung über die Gründe der Gewäh-
rung der Ausnahme nach § 4 Abs. 1 LNGG zu unterrichten 
und ihr die Informationen, die die zuständige Behörde der 
Öffentlichkeit nach § 4 Abs.  4 LNGG zugänglich macht, 
zuzuleiten. Zu diesem Zweck hat die jeweils zuständige 
Behörde rechtzeitig, spätestens vier Tage vor der Entschei-
dung über die Zulassung des Vorhabens dem Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit 
und Verbraucherschutz die Informationen nach § 4 Abs. 4 
LNGG zu übermitteln (§ 4 Abs. 5 S. 2 LNGG). Dabei findet 
keine inhaltliche Prüfung der Behördenentscheidung durch 
das zuständige Bundesministerium statt. 38 Dieses fungiert 
lediglich als Überbringer der jeweiligen Informationen an 
die EU-Kommission. 

3. Europarechtskonformität der Ausnahme  
von der UVP-Pflicht 

3.1 Ausgangspunkt 

Nach Art. 2 Abs. 1 S. 1 Richtlinie 2011/92/EU 39 (UVP-
RL) besteht bei allen Projekten, bei denen aufgrund ih-
rer Art, ihrer Größe oder ihres Standorts mit erheblichen 
Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist, die Pflicht, 

eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) mit den da-
mit verbundenen Verfahrensschritten durchzuführen. Die-
ser Pflicht wird in der deutschen Rechtsordnung durch das 
UVPG Rechnung getragen. Grundsätzlich bestünde so-
wohl für die FSRU als auch für die zum Betrieb notwen-
dige sonstige Infrastruktur eine Pflicht zur Durchführung 
einer UVP. Gem. § 4 Abs. 1 und Abs. 2 LNGG kommen 
vorliegend die entsprechenden Vorschriften nicht zur An-
wendung. Fraglich ist deshalb, ob § 4 Abs.  1 und Abs.  2 
LNGG möglicherweise gegen Art. 2 Abs. 1 S. 1 UVP-RL 
verstößt. 

3.2 Nachteilige Auswirkung auf den Zweck  
des Projektes – Dringlichkeit
3.2.1 Ausnahme nach Art. 2 Abs. 4 UVP-RL

Nach Art. 2 Abs. 4 UA 1 UVP-RL können die Mitglied-
staaten in Ausnahmefällen ein bestimmtes Projekt von den 
Bestimmungen der UVP-RL ausnehmen, wenn sich die 
Anwendung dieser Bestimmungen und damit die Durch-
führung einer UVP nachteilig auf den Zweck des Projekts 
auswirken würde. Bei der Beurteilung der Europarechts-
konformität ist zu beachten, dass Art. 2 Abs. 4 UVP-RL 
eng auszulegen ist. 40 Zwischen 2014 und 2017 wurde le-
diglich in drei Fällen von dieser Ausnahme Gebrauch ge-
macht; zwei dieser Ausnahmen spielten im Energiesektor. 
So wurde Art. 2 Abs. 4 UVP-RL zum einen angewandt, 
um die Stromversorgungssicherheit eines Mitgliedstaates 
zu gewährleisten 41 und zum anderen, um die Gasversor-
gung in einem Mitgliedstaat aufrechtzuerhalten. Im ers-
ten Fall musste nachgewiesen werden, dass die Gefahr für 
die Stromversorgungssicherheit „bei vernünftiger Betrach-
tung wahrscheinlich“ ist und die Dringlichkeit des Pro-
jekts das Unterbleiben der UVP rechtfertigen kann. 42 Im 
zweiten Fall ergab sich die Dringlichkeit aus strategischen 
Interessen im Bereich erneuerbarer Energien. 43 Die Pro-
jekte waren jeweils von so großer Notwendigkeit, dass eine 
Nichtfortsetzung der Vorhaben dem öffentlichen Interesse 
zuwidergelaufen wäre und dadurch die politische, admi-
nistrative oder wirtschaftliche Stabilität bzw. Sicherheit ge-
fährdet worden wäre. 44

3.2.2 Anwendung auf die vorläufigen  
deutschen LNG-Terminals und Nebenanlagen

Umstritten ist in der aktuellen Situation die Notwendig-
keit und Geeignetheit der vorläufigen LNG-Terminals und 
damit verbunden auch der Dringlichkeit des LNG-Aus-
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baus. 45 Nach dem Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung 
Berlin (DIW) sei die deutsche Versorgung mit Erdgas auch 
ohne russische Importe und auch ohne LNG Terminals 
im Jahr 2022 sowie im Winter 2022/23 gesichert, sofern 
mögliche Einsparpotenziale maximal genutzt und gleich-
zeitig die Lieferungen aus anderen Erdgaslieferländern so-
weit wie technisch möglich ausgeweitet werden. 46 Auch das 
französische Beratungsunternehmen Artelys führt aus, dass 
die existierende LNG-Infrastruktur in der EU – Finnland 
ausgenommen – ausreichend sei, um bis zum Jahr 2025 aus 
russischem Gas auszusteigen. 47 Außerdem sei die geplante 
LNG-Infrastruktur in Deutschland nicht für die Energiesi-
cherheit notwendig. 48 

Dagegen fürchtet die Bundesregierung, dass eine kurz-
fristige Aussetzung oder gar der Komplettausfall russischer 
Gaslieferungen nicht nur mit massiven wirtschaftlichen 
Folgen einhergehe, sondern dass auch eine ausreichende 
Befüllung der Gasspeicher als Vorbereitung auf die Heiz-
periode 2022/23 ohne die LNG-Infrastruktur unmöglich 
wäre. 49 Auch aus diesem Grund hat die Bundesregierung 
am 23. 6. 2022 die zweite Krisenstufe im Notfallplan Gas 50 
(sog. Alarmstufe) ausgerufen. 51 Die Bundesnetzagentur be-
fürchtet, dass sich die reguläre Wartung der Gaspipeline 
Nord Stream 1 möglicherweise aus politischen Gründen 
verlängern und es zu einem Totalausfall russischer Gaslie-
ferungen kommen könne. 52 Hinsichtlich der Dringlichkeit 
ist eine gewisse Einschätzungsprärogative des Gesetzge-
bers anzuerkennen. Um diese Dringlichkeit aber gerichts-
fest nachzuweisen, sollte auf jeden Fall eine technische Po-
tenzanalyse durchgeführt werden, ob die Dringlichkeit für 
den LNG-Import tatsächlich gegeben ist und die Termi-
nals geeignet sind, die Versorgungssicherheit zu gewähr-
leisten. 53

3.3 Verwirklichung der Ziele der UVP

Eine weitere Voraussetzung des Art. 2 Abs. 4 UA 1 UVP-
RL ist die Gewährleistung der Verwirklichung der Ziele 
der UVP-RL bei Anwendung der Ausnahme. Der durch 
die Ausnahme von Art.  2 Abs.  1 UVP-RL eingeräumte 
Spielraum darf dessen wesentliche Ziele nicht substanziell 
untergraben. 54 Im Rahmen der Genehmigungspflicht und 
der Prüfung der erheblichen Umweltauswirkungen sind 
im Normalfall eine Reihe von Mindestanforderungen zu 
erfüllen. Dazu zählen unter anderem die Erstellung eines 
Umweltberichts, die Bereitstellung von Informationen, die 
Durchführung von Konsultationen, die Berücksichtigung 
der Ergebnisse der Umweltprüfung, die Bereitstellung von 
Informationen über die am Ende der Prüfung getroffene 
Entscheidung und die Gewährleistung des Zugangs zu Ge-
richten. 55 

3.3.1 Mindestanforderungen

In Ausnahmefällen, in denen diese Schritte nicht einge-
halten werden können, ist es erforderlich, dass die Mit-
gliedstaaten die Voraussetzungen aus Art. 4 Abs. 4 UA 2 
litt. a) bis c) erfüllen. Die Mitgliedstaaten müssen prüfen, 
ob eine andere Form der Prüfung angemessen ist (a). 56 
Außerdem müssen sie der betroffenen Öffentlichkeit die 
im Rahmen anderer Formen der Prüfung gewonnenen 
Informationen, die Informationen betreffend die Ent-
scheidung, die die Ausnahme gewährt und die Gründe 
für die Gewährung der Ausnahme zugänglich machen 
(b). Überdies ist die Kommission vor Erteilung der Ge-
nehmigung über die Gründe für die Gewährung dieser 
Ausnahme zu unterrichten und ihr sind die Informatio-
nen zu übermitteln, die sie gegebenenfalls ihren Staatsan-
gehörigen zur Verfügung stellt (c). Bei diesen Vorausset-
zungen handelt es sich nicht um bloße Formalien, sondern 
um verbindliche Vorgaben, die gewährleisten sollen, dass 
die Ziele der UVP-RL so weit wie möglich eingehalten 
werden. 57 Während die unionsrechtlichen Anforderun-

gen des Art. 4 Abs. 4 UA 2 litt. b) und c) UVP-RL durch 
§ 4 Abs. 4 und Abs. 5 LNGG erfüllt werden, 58 gestaltet 
sich die Prüfung des Art. 4 Abs. 4 UA 2 lit. a) UVP-RL 
diffiziler.

3.3.2 Minimalinvasive Abweichung  
vom UVP-Regelverfahren

Art.  4 Abs.  4 UA 2 lit.  a) UVP-RL verlangt, dass die 
Mitgliedstaaten erwägen, ob für den jeweiligen Sach-
verhalt eine andere Art der Prüfung durchgeführt werden 
kann. 59 Folglich soll die Abweichung vom Regelver-
fahren des UVP-Rechts – im Sinne einer Erforderlich-
keitsüberlegung – möglichst minimalinvasiv sein und die 
verfügbaren Alternativen ausschöpfen. In der Gesetzes-
begründung des LNGG wird ausgeführt, dass durch die 
Aufrechterhaltung der materiell-rechtlichen Zulassungs-
voraussetzungen (vgl. § 4 Abs. 3 LNGG) das Schutzniveau 
für Umwelt und Gesundheit bereits gewahrt werde. 60 Es 
werde sichergesellt, dass die Ziele der Richtlinie auch 
ohne Durchführung einer UVP im Rahmen der Prüfung 
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der Zulassungsvoraussetzungen Berücksichtigung finden. 
Gleichzeitig sind aber sämtliche Verfahrensschritte des 
UVPG obsolet. 61 

Diese Gesetzesgestaltung ist in zweierlei Hinsicht pro-
blematisch: Im Rahmen der UVP sind nicht nur unmit-
telbare Auswirkungen auf die umweltrechtlichen Schutz-
güter, sondern nach § 2 Abs.  2 S.  1 UVPG auch die 
mittelbaren Auswirkungen 62 sowie nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 
UVPG die Wechselwirkung zwischen den Schutzgütern 
zu identifizieren und zu bewerten. 63 Es ist mehr als frag-
lich, ob eine Bewertung hinsichtlich der mittelbaren Aus-
wirkungen auf Menschen, Tiere, Pflanzen, biologische 
Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, 
kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie die Wech-
selwirkungen zwischen diesen Schutzgütern im Rahmen 
der unter hohem Zeitdruck durchzuführenden Prüfung 
der materiell-rechtlichen Zulassungsvoraussetzungen ge-
lingen kann. 64 Dies gilt insbesondere, weil im Zuge der 
Zulassungsprüfung hauptsächlich die unmittelbaren Aus-
wirkungen auf ein mehr oder weniger nahes Umfeld von 
Relevanz sind und deshalb die Erweiterung des Blick-
winkels eine zusätzliche Anstrengung erforderlich ma-
chen würde. 

Darüber hinaus stellt sich auch die Frage, ob der Aus-
schluss aller Verfahrensschritte der UVP notwendig ist, 
um eine geeignete LNG-Infrastruktur zu schaffen. Dies 
wäre nur dann der Fall, wenn die Situation so außerge-
wöhnlich wäre, dass sämtliche Anforderungen der UVP-
RL nicht erfüllt werden könnten, ohne dass der Zweck 
des Projekts in Frage gestellt würde. 65 Schwächt sich die 
Dringlichkeit jedoch später ab oder sind wichtige Infor-
mationen nachträglich erhältlich, könnte man alternativ 
erwägen, die UVP nur für einige Teile des Projekts aus-
zusetzen. 66 Dies ist insbesondere mit Blick auf die Ne-
benanlagen zu den FSRU, nämlich die Errichtung von 
LNG-Anbindungsleitungen (§ 2 Abs.  1 Nr.  3 LNGG), 
Dampf- oder Warmwasserpipelines (§ 2 Abs.  1 Nr.  5 
LNGG) und Gewässerausbauten und Gewässerbenutzun-
gen (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 LNGG) nicht im Vorhinein ausge-
schlossen; bei den Gewässernutzungen, die fortwährend 
Erfahrungswissen produzieren und gegebenenfalls ange-
passt werden können, drängt sich dies sogar auf. Eine Be-
gründung, warum weder eine abgeschwächte Form der 
UVP noch eine UVP nur für Teile der Projekte durch-
geführt werden kann, bleibt der Gesetzesentwurf leider 
schuldig.

3.4 Beschränkung auf bestimmte Projekte 

Des Weiteren erlaubt Art.  2 Abs.  4 UA 1 UVP-RL bei 
strikter Lesart Ausnahmen von der UVP-Pflicht lediglich 
für „ein bestimmtes Projekt“. Die Durchbrechung des uni-
onsrechtlich vorgeschriebenen Regelverfahrens gilt dem-
nach nur für Einzelfallbeurteilungen, nicht jedoch für 
eine ganze Projektkategorie. 67 Führt man sich vor Au-
gen, dass die im LNGG vorgesehenen Ausnahmen gem. 
§ 2 Abs. 2 LNGG i. V. m. der Anlage zum LNGG für alle 
acht möglichen FSRU-Standorte in Deutschland greifen 
sollen, nähren sich weitere Zweifel an der unionsrecht-
lichen Zulässigkeit des § 4 LNGG. Eine Anwendung der 
LNGG-Ausnahmevorschriften auf die Zulassung sämtli-
cher FSRU-Vorhaben dürfte den Anwendungsbereich von 
Art. 2 Abs. 4 UVP-RL wohl überdehnen. Dieser Mangel 
könnte aber durch eine engere Fassung des LNGG – insbe-
sondere, weil aktuell ohnehin nur maximal vier FSRU zur 
Verfügung stehen 68 – behoben werden.

4. Fazit

Außergewöhnliche Zeiten erfordern außergewöhnli-
che Maßnahmen. Ist die Gasversorgung in Deutschland 
in Gefahr, haben wir solche außergewöhnlichen Zeiten. 
Allerdings rechtfertigt die angespannte Lage nicht jede 
staatliche Maßnahme; der rechtliche Rahmen ist einzu-
halten. Zwar vermag der nationale Gesetzgeber vieles zu 
gestalten, er trifft aber im Umweltrecht durchaus auf uni-
onsrechtliche Grenzen, deren auch er sich wegen des An-
wendungsvorrangs des Unionsrechts 69 nicht zu entledigen 
vermag. Eine solche Grenze ziehen die Anforderungen der 
UVP-RL, die im Grundsatz bei umweltsensiblen Vorha-
ben eine Umweltverträglichkeitsprüfung einfordern und 
hiervon in Art. 4 Abs. 4 UVP-RL unter engen Vorausset-
zungen Ausnahmen zulassen. § 4 LNGG baut auf diesen 
Ausweg aus der UVP-Pflicht, wird aber den unionsrecht-
lichen Bedingungen, die hierzu erfüllt sein müssen, nicht 
vollumfänglich gerecht. Dies birgt juristisches Angriffspo-
tenzial und rechtliche Unsicherheiten, die man in Anbe-
tracht der kritischen Versorgungslage in Deutschland bes-
ser vermeiden sollte. 
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